
Gemeinderatsfraktion Dringlichkeitsantrag

Die GRÜNEN Klosterneuburg (BGU) an den Gemeinderat

zur Sitzung am 24.11.2023

Gegenstand: Umstieg auf E Busse

Sachverhalt

Die Europäische Kommission hat die „Clean Vehicle Directive“ erlassen, um die Umstellung öffentlicher 

Fahrzeugflotten auf umweltfreundliche Antriebe zu beschleunigen. 

Die Richtlinie verpflichtet öffentliche Beschaffer, bei allen Fahrzeugneuanschaffungen in saubere oder sogar ganz 

emissionsfreie Fahrzeuge zu investieren.  Ab 2026 müssen 32,5 % alle neuangeschafften Busse mit Elektro- oder 

Wasserstoffantrieb sein. 65 Prozent der von 2026 bis 2030 in Österreich ausgeschriebenen Stadtverkehrsbusse 

müssen demnach abgasarm sein. Dafür kommen derzeit nur Oberleitungsbusse, batterie- oder wasserstoffbetriebene 

Busse in Frage.

E-Busse haben viele Vorteile: Sie sind klimafreundlich, es fallen geringere Wartungskosten an und sie sind weitaus

geräuschärmer als Modelle mit Verbrennungsmotor, außerdem ist der Fahrkomfort, insbesondere auf Strecken mit

Steigungen,  deutlich  besser.  Derzeit  bestehen  auch  noch  einige  Nachteile:  E  Busse  haben  (derzeit  noch)  eine

geringere Reichweite,  die Anschaffungskosten sind höher und es muss eine Ladeinfrastruktur geschaffen werden, die

weitere Kosten mit sich bringt.

Seit einigen Jahren werden in mehreren Städten und Regionen in ganz Österreich bereits batterieelektrische Busse

im Linienbetrieb eingesetzt. (Ende 2020 waren bereits 175 mit Strom betriebene Busse in Österreich im Einsatz.)

In  Hinblick  auf  die  notwendige  Neugestaltung  des  öffentlichen  Verkehrs  in  Klosterneuburg  ab  2026  unter

Berücksichtiugung der „Clean Vehicle Directive“  und der  derzeit  sehr langen Wartezeiten für  neu zu bestellende

Busse stellen

die GRÜNEN Klosterneuburg folgenden

Antrag

Der  Gemeinderat  beauftragt  den  Ausschuss  für  Mobilität  und  Verkehr,  umgehend  einen  Master-Plan  für  die

notwendige Neugestaltung des öffentlichen Verkehrs ab 2026 unter Berücksichtigung der „Clean Vehicle Directive“ zu

erarbeiten, insbesondere bezüglich Standortwahl und Anschaffung einer Ladeinfrastruktur und der schnellstmöglichen

Gewinnung von Erfahrungswerten.



Dringlichkeit

ergibt sich aus dem Umstand, dass der öffentliche Verkehr in Klosterneuburg ab 2026 unter Berücksichtigung der

„Clean Vehicle Directive“ neu zu gestalten ist und Wartezeiten für neu zu bestellende Busse derzeit bei etwa einem

Jahr liegen. Weiters ist die Standortwahl für Ladeinfrastruktur unter Berücksichtigung der Anrainerbelastung (Lärm,

Elektrosmog)  und  der  Elektrizitätsverfügbarkeit  (Ladeleistung)  zu  prüfen.  Sollte  sich  im  Zuge  der  Prüfung  der

Ladeleistung herausstellen,  dass die benötigte Infrastruktur nicht  ausreicht,  ist  mit  Vorlaufzeiten,  ab Kenntnis der

unzureichenden  Verfügbarkeit  der  Ladeleistung  bis  zur  Umsetzung  der  Errichtung  der  Ladeinfrastruktur,  von

mehreren Jahren zu rechnen. 

Finanzierung

Der Antrag umfasst neben allgemeinen Verwaltungsaufwänden zum derzeitigen Zeitpunkt keinerlei weitere 

Notwendigkeit einer finanziellen Bedeckung.


